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Antrag 

der Abgeordneten Wieninger, Günther, Regling, Lange (Essen), 
Held, Eickhoff, Dr. Berg und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In § 4 des Umsatzsteuergesetzes in der 
Fassung 

der Bekanntmachung vom 1. September 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 791), 

des Gesetzes zur Änderung des Umsatz- 
steuergesetzes vom 14. November 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 885), 

des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Um- 
satzsteuergesetzes vom 30. Juli 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 393), 

des Dritten Gesetzes zur Änderung des Um- 
satzsteuergesetzes vom 23. Mai 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 233), 

des Vierten Gesetzes zur Änderung des Um- 
satzsteuergesetzes vom 21. Juli 1954 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 211), 

des Fünften Gesetzes zur Änderung des Um- 
satzsteuergesetzes vom 26. Dezember 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 505), 


Bonn, den 5. Juli 1956 


des Sechsten Gesetzes zur Änderung des Um- 
satzsteuergesetzes vom 8. März 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 103) 

wird folgende Ziffer 16 a eingefügt: 

„16 a. die Lieferungen und sonstigen Lei- 
stungen, die solche Mitglieder von 
Arbeitsgemeinschaften, die nicht mehr 
als 150 Mitarbeiter beschäftigen, zum 
Zwecke der gemeinsamen Durchfüh- 
rung von Arbeiten an die Arbeitsge- 
meinschaften ausführen; dasselbe gilt 
für Rücklieferungen dieser Arbeitsge- 
meinschaften an ihre Mitglieder.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten nach § 14 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Juli 1956 in Kraft. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
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Begründung 

Die vorgeschlagene Maßnahme soll die Be- 
teiligung mittelständischer gewerblicher Be- 
triebe an größeren Aufträgen, insbesondere 
auch der öffentlichen Hand, erleichtern. Eine 
solche Beteiligung ist volkswirtschaftlich und 
staatspolitisch erwünscht. Sie kann in den 
meisten Fällen nur dadurch erreicht werden, 
daß diese Betriebe sich in Arbeitsgemein- 
schaften zusammenschließen. Von bestimm- 
ten Ausnahmen abgesehen, ist in derartigen 
Fällen die Umsatzsteuer sowohl von den Mit- 
gliedern der Arbeitsgemeinschaft als auch 
von der Arbeitsgemeinschaft selbst zu ent- 
richten. Durch diese doppelte Belastung sind 
die mittelständischen gewerblichen Betriebe 
gegenüber den mit ihnen im Wettbewerb 
stehenden vertikal konzentrierten Großbe- 
trieben benachteiligt. Derartige Fälle treten 
besonders häufig im Baugewerbe auf. 
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